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Gesetzgebung

Änderung der Verordnung über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (Jagdverordnung) 
Der Regierungsrat,

gestützt auf § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug vom 31. Januar 1894 (KV; BGS 111.1),

beschliesst:

1. Die Änderung der Verordnung über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 21. Mai 1991 (Jagdverordnung; BGS 932.11) gemäss Beilage wird in erster Lesung verabschiedet.
2. Die Direktion des Innern wird ermächtigt und beauftragt, den Entwurf der Änderung der Jagdverordnung gemäss beiliegender Adressliste bis am 23. November 2016 in die Vernehmlassung zu geben. 
3. Mitteilung an:

· Direktion des Innern zum Vollzug (2)
· Staatskanzlei

Regierungsrat des Kantons Zug

	Heinz Tännler
	Renée Spillmann Siegwart 

	Landammann
	stv. Landschreiberin


1. Ausgangslage: Nachvollzug Bundesrecht (Art. 2 Abs. 2bis JSV)
Der Bundesrat hat Art. 2 der Bundesverordnung über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 29. Februar 1988 (Jagdverordnung, JSV, SR 922.01) am 27. Juni 2012 mit dem neuen Abs. 2bis ergänzt. Diese Bestimmung ist seit dem 15. Juli 2012 in Kraft und beinhaltet eine Handlungsanweisung an die Kantone zur Sicherstellung einer tierschutzgerechten Jagd: 
«Art. 2 Abs. 2bis JSV:

Zur Sicherstellung einer tierschutzgerechten Jagd regeln die Kantone bei den nachfolgenden Hilfsmitteln: 

a. Feuerwaffen:  
die zugelassene Munition und Kaliber, die maximal erlaubten Schussdistanzen sowie den periodischen Nachweis der Treffsicherheit als Voraussetzung für die Jagdberechtigung; 

b. Jagdhunde: 
die Ausbildung und den Einsatz insbesondere für die Nachsuche, das Vorstehen und Apportieren, die Baujagd sowie die Jagd auf Wildschweine.»
In der vorliegenden Änderung der kantonalen Jagdverordnung geht es einzig um die Umsetzung des höherrangigen Bundesrechts und damit um die Regelung der in Art. 2 Abs. 2bis JSV genannten Hilfsmittel, um eine tierschutzgerechte Jagd sicherstellen zu können. 

2. Geplante Totalrevision
Neben der vorliegend vorgesehenen Änderung der kantonalen Jagdverordnung im Hinblick auf die Anpassung an das Bundesrecht (vgl. oben Ziff. 1) wurde u. a. seitens der Jägerschaft Änderungsbedarf bei verschiedensten Aspekten der kantonalen Jagdverordnung gemeldet. Diese Änderungen werden voraussichtlich eine Totalrevision der Jagdverordnung zur Folge haben. Der Regierungsrat hat sich entschieden, die Änderungen zeitlich gestaffelt in zwei separaten Vorlagen zu behandeln: Teil 1, Nachvollzug Bundesrecht, und Teil 2, Totalrevision Jagdverordnung. 
Gründe für diese Zweiteilung sind:
· Für die Umsetzung des Bundesrechts (Art. 2 Abs. 2bis JSV) besteht eine Ordnungsfrist von fünf Jahren. Somit sollte der Nachvollzug des Bundesrechts bis spätestens am 15. Juli 2017 erfolgt sein. In der Jagdpraxis wichtig ist es jedoch, dass die Änderungen der Jagdverordnung spätestens mit Beginn des Jagdjahres 2017/2018 somit am 1. April 2017 in Kraft sind.  Für die weitere Revision der Jagdverordnung (Teil 2) bestehen hingegen keine zeitlichen Vorgaben, allerdings besteht der dringende Wunsch der Jägerinnen und Jäger diesbezüglich nicht mehr zuzuwarten.

· Die zweite, umfassende Revision der Jagdverordnung tangiert voraussichtlich auch Aspekte der Jagd, die gemäss Art. 25 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 20. Juni 1986 (JSG, SR 922.0) vom Bund vor Inkrafttreten genehmigt werden müssen (u. a. Selbsthilfemassnahmen). Für die Vorprüfung und die Genehmigung durch den Bund ist eine Zeitspanne von zwei bis fünf Monaten einzurechnen. 
· Der Nachvollzug des Bundesrechts mit den  Änderungen zur Sicherstellung einer tierschutzgerechten Jagd (Teil 1) ist – bereits aufgrund des Umfangs von lediglich drei Paragraphen – voraussichtlich weniger umstritten als die viel umfassendere Totalrevision der Jagdverordnung.
3. Zentrale Punkte der Vorlage

Die vorliegenden Änderungen erfolgen mit dem ausdrücklichen Ziel – entsprechend der Vorgabe in Art. 2 Abs. 2bis JSV – eine tierschutzgerechte Jagd sicherzustellen. Die Bundesverordnung gibt den Regelungsgegenstand vor, nämlich die beiden Jagdhilfsmittel: Feuerwaffen und Jagdhunde.

4. Zu den Änderungen der Jagdverordnung im Einzelnen

§ 2 Gesuch um Patenterteilung
Abs. 1 Bst. c:
Die Änderung von § 2 Abs. 1 Bst. c) besteht einzig in einer sprachlichen Präzisierung. Verlangt wird neu der Versicherungsnachweis, weil Versicherungen i. d. R. keine Ausweise im eigentlichen Sinn ausstellen. 
Abs. 1 Bst. d: 
Die sichere Handhabung der Waffe und eine gute Treffsicherheit sind für eine verantwortungsbewusste Jagd unverzichtbar. Um ein Jagdpatent zu erhalten, ist daher bereits unter dem geltenden Recht der Nachweis zu erbringen, dass die Jägerin oder der Jäger die Waffe sicher handhaben kann und mit ihr auch treffsicher ist. Der bisherige Passus § 2 Abs. 1 Bst. d), «Erklärung über die Schiesspraxis» wird neu durch «Treffsicherheitsnachweis» ersetzt. Gemeint ist damit der Treffsicherheitsnachweis nach dem Standard der Jagd- und Fischereiverwalterkonferenz (sog. JFK-Standard). Dieser schweizweit anerkannte Standard, der jährlich wiederholt werden muss, bietet Gewähr, dass die Treffsicherheit der Jägerinnen und Jäger nach einheitlichen Kriterien überprüft wird.
In der Praxis ändert sich durch diese Anpassung der Jagdverordnung nichts, da bereits seit längerem für eine Patenterteilung der JFK-Standard verlangt wird. Die Änderung überführt einzig die bestehende kantonale und nun auch vom Bund vorgegebene Praxis in die Verordnung.

§ 13 Munition, Schusswaffen und Schussdistanzen
Abs. 1:
Im Gegensatz zu mehreren Nachbarkantonen gibt es im Kanton Zug heute keine Schwarzwildpopulationen (Wildschweine). Falls sich im Kanton Zug das Schwarzwild in naher Zukunft etablieren sollte, muss eine effiziente und gleichzeitig tierschutzkonforme Bejagung sichergestellt werden. Die möglichen Schäden an landwirtschaftlichen Kulturen durch das Schwarzwild können zu hohen Entschädigungszahlungen führen, die vom Kanton nach § 31 des Gesetzes über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (Jagdgesetz; BGS 932.1) bezahlt werden müssen. Die Anpassung der Bestimmung legt für die Schwarzwildjagd dieselben Kaliber- und Schussenergie-Anforderungen wie für die Hirschjagd fest. Das Zulassen weiterer Waffentypen für die Hirsch- und die Schwarzwildjagd soll gewährleisten, dass im Bedarfsfall jagdlich effektiver reguliert werden kann.   
Abs. 1bis (neu):

Die ausserordentlichen Hege- und Reduktionsabschüsse werden bereits in § 5 geregelt, nicht jedoch, welche Waffen dabei eingesetzt werden dürfen. Aus tierschützerischen Gründen sind die verwendeten Waffen der bejagten Tierart anzupassen. Dies wird gewährleistet, indem in der betreffenden Sonderbewilligung festgehalten wird, ob kombinierte Waffen (Gewehr mit Schrot und Kugellauf) zugelassen sind.  
Abs. 2:

Nebst den bisher erlaubten Kalibern 12 und 16 soll neu auch das Kaliber 20 erlaubt werden. Aufgrund technischer Neuerungen wird dieses Kaliber bei der Jagd immer öfters eingesetzt. Damit die Tötungswirkung und damit eine tierschutzkonforme Jagd gewährleistet sind, müssen alle Kaliber eine Mindestladung von 28 g aufweisen. 
Abs. 3:

Beim Kaliber 0.22 long rifle handelt es sich um ein anerkanntes und auch in anderen Kantonen verwendetes Mindestkaliber. Bei kleineren Kalibern besteht das Risiko, dass der Fangschuss nicht sofort tödlich ist.
Abs. 4:
Die maximalen Schussdistanzen wurden bis vor kurzem in der Jagdschutzverordnung des Bundes geregelt. Dies hat sich mit der neuen Regelung in Art. 2 Abs. 2bis JSV geändert. Diese neue Regelung soll nun in § 13 Abs. 4 JV umgesetzt werden. Bei den maximalen Schussdistanzen handelt es sich um Werte, die auch in anderen Kantonen etabliert sind. Rein technisch wären auch längere Distanzen möglich. Zu beachten ist jedoch, dass sich die Schussungenauigkeit erhöht, je länger die Schussdistanz ist. Zudem ist bei einer grösseren Distanz auch die Dauer des Kugelfluges länger, was bei sich bewegenden Zielen zu weiteren Problemen führen kann. Um eine tierschutzgerechte Jagd sicherzustellen, sind diese Werte daher nicht höher anzusetzen. Bei diesen Maximalschussdistanzen handelt es sich um effektive Werte ohne jegliche Toleranz.
Abs. 5:

Dass die Jägerin oder der Jäger für die Funktionstüchtigkeit und die Betriebssicherheit der Jagdwaffen verantwortlich ist, ist eine Selbstverständlichkeit und ergibt sich bereits aus den haftpflichtrechtlichen Bestimmungen. Diese Bestimmung muss daher nicht explizit in der Jagdverordnung enthalten sein. Zudem wird durch den jährlichen Treffsicherheitsnachweis gewährleistet, dass jede Jägerin und jeder Jäger in der Waffenhandhabung geübt ist, wodurch auch die Funktionstüchtigkeit überprüft worden ist. 
Abs. 5bis (neu): 
Bei den Schusswaffen und der Munition finden laufend technische Weiterentwicklungen statt. So gibt es beispielsweise im Bereich Munition Bestrebungen, Blei durch andere, ungiftige Metalle zu ersetzen (u. a. Stahl), welche die Umwelt weniger belasten. Unter diesen Umständen ist es wichtig, dass neue Waffen- und Munitionsentwicklungen getestet werden können, um zu prüfen, ob diese Waffen oder Munition für eine umwelt- und tierschutzgerechte und damit weidmännische Jagd Vorteile bringen. Deshalb soll es möglich sein, neu entwickelte Waffen und Munition, die den Vorschriften in den Absätzen 1 bis 4 von § 13 der Jagdverordnung nicht entsprechend - in der Praxis zu testen. Das Erlauben dieser Praxistests mit entsprechenden Wirkungskontrollen wird an die Direktion des Innern delegiert. Die Direktion des Innern kann dies in den Jagdbetriebsvorschriften entsprechend vorsehen. 
§ 17 Jagdhunde
Abs. 1:
Bst. a: 
Bei der lauten Jagd mit dem Hund auf Haarwild (z.B. Rothirsch, Reh, Feldhase) ist es wichtig, dass der Jagdgebrauchshund lautet, d.h. bellt, und so durch das bejagte Wild geortet werden kann. Dies unabhängig davon, ob eine Spur (Abdruck im Boden) oder eine Fährte (Geruch) besteht. Neu wird deshalb der Begriff «spur- und/oder fährtenlaute» Jagdgebrauchshunde verwendet. Dies gilt auch für die Jagd auf Haarraubwild, weshalb § 17 Abs. 1 Bst. d Jagdverordnung hinfällig wird und aufgehoben werden kann. Für die Jagd auf Wasservögel sind spur- und/oder fährtenlaute Jagdgebrauchshunde nicht tauglich, weshalb dieses Erfordernis im Rahmen der Niederwildjagd auf Haarwild beschränkt wird.
Bst. b:
Die bisherige Formulierung «auf Schweiss» setzt voraus, dass das angeschossene Wild blutet (Blut = «Schweiss»), was jedoch nicht immer der Fall ist. Entsprechend wird neu der Begriff «beschossenes» Wild verwendet, unabhängig davon, ob es blutet oder nicht. Ansonsten bleibt die Bestimmung unverändert.
Bst. c: 
In den Bereichen Vorstehen und Apportieren gibt es verschiedenste Ausbildungen, wobei das Angebot regional stark variiert. Aufgrund der neuen Bestimmung ist es zudem möglich, dass gewisse Ausbildungsangebote im Kanton Zug angeboten werden. Um hier genügend flexibel auf sich verändernde Ausbildungsangebote reagieren zu können, ist es angezeigt, die geeigneten Ausbildungen in den Jagdbetriebsvorschriften jährlich neu festzulegen, bis sich ein geeigneter Ausbildungsstandard etabliert hat.
Bst. d:
Die Anforderungen für die Zulassung von Bodenhunden für die Baujagd werden neu unter § 17 Abs. 1 Bst. e Jagdverordnung geregelt. 
Bst. e und f:

Für die Baujagd am Kunstbau (künstlich angelegter Tierbau für die Ausbildung und Prüfung von Hunden zur Bejagung z.B. des Fuchses im und am Tierbau) und die Jagd auf Schwarzwild im Schwarzwildgatter (künstlich angelegte Gehege für die Ausbildung und Prüfung von Hunden zur Schwarzwildjagd) gibt es derzeit keine Ausbildungsmöglichkeiten in der Schweiz, was das Bundesamt für Umwelt (BAFU) auf Anfrage hin auch bestätigt hat. Das BAFU und die Jagd- und Fischereiverwalter der Schweiz planen zusammen mit privaten Betreiberinnen und Betreibern die Realisierung eines entsprechenden Ausbildungsangebots in der Schweiz. Von den Zuger Jägerinnen und Jägern zum jetzigen Zeitpunkt zu verlangen, diese Ausbildung im Ausland zu absolvieren, wäre jedoch unverhältnismässig. Deshalb werden – auf Empfehlung des BAFU hin – entsprechende Vorbehalte eingefügt. 
Abs. 1bis:

Diese Übergangsregelung soll sicherstellen, dass bereits bewährte, aber ältere Jagdhunde nicht aufwändige und für die Hunde sehr anstrengende Prüfungen absolvieren müssen, da dies unter dem tierschützerischen Blickwinkel eine übermässige Belastung für die Hunde wäre. Vielmehr sollen diese Hunde, wie in den vorangehenden Jahren, auch weiterhin an der Jagd teilnehmen können. 
Die Übergangsfrist von zwei Jahren für die übrigen Hunde erweist sich als angemessen, zumal eine entsprechende Ausbildung sinnvollerweise erst in Angriff genommen werden kann, wenn der Jagdhund mit dem Halter bereits viel Zeit verbracht und ausreichend trainiert hat. Zudem ist es aufgrund der neuen Bestimmungen möglich, dass gewisse Ausbildungsangebote im Kanton Zug, z.B. seitens der Jägerschaft, entstehen werden. Ebenso ist für das Erstellen dieser Angebote und die Kursorganisation genügend Zeit einzuräumen.
5. Organisatorische und personelle Auswirkungen

Keine.
6. Vernehmlassungsverfahren

Nach der ersten Lesung dieser Vorlage hat der Regierungsrat die Gemeinden des Kantons

Zug, die im Kantonsrat vertretenen Parteien sowie weitere interessierte Kreise insbesondere aus Jagdkreisen sowie die Umweltschutzverbände zur Vernehmlassung eingeladen. Sie lassen sich wie folgt vernehmen:
…
7. Inkrafttreten

Die Änderungen treten am Tag nach der Publikation im Amtsblatt in Kraft.
8. Finanzielle Auswirkungen

Die vorliegenden Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Staatsrechnung.

Beilage:
· Synopse Teilrevision Jagdverordnung

· Liste der Vernehmlassungsadressatinnen und Vernehmlassungsadressaten
RRB 23.8.2016 (DI 84) Korrigiert.Doc

